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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. WINDHAGER als Einzelrichter über die 
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Russische Föderation, gegen den Bescheid des Bundesamtes für 
Fremdenwesen und Asyl vom 26.01.2018, Zl. 451740804-1740804, zu Recht erkannt: 
 

A) 
 

I. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt IV. des angefochtenen Bescheides wird mit der Maßgabe stattgegeben, 
dass die Dauer des Einreiseverbots gemäß § 53 Abs. 1 iVm. Abs. 3 Z 1 FPG auf 5 (fünf) Jahre herabgesetzt 
wird. 
 

II. Im Übrigen wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger der Russischen Föderation, reiste gemeinsam mit seiner Mutter 
und zwei Geschwistern illegal in das österreichische Bundesgebiet ein und stellte am 01.03.2008 einen 
Asylantrag, der vom Bundesasylamt mit Bescheid vom 30.04.2010, gemäß § 3 AsylG 1997 abgewiesen 
(Spruchpunkt I.) wurde. Zugleich wurde der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht zuerkannt 
(Spruchpunkt II.). Gemäß § 10 Abs. 1 Z. 2 AsylG wurde der Beschwerdeführer aus dem österreichischen 
Bundesgebiet in die Russische Föderation ausgewiesen (Spruchpunkt III.). 
 

Dagegen wurde fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung an den Asylgerichtshof erhoben, wobei der 
Asylgerichtshof entschied, dass der Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des bekämpften Bescheides stattgegeben 
und festgestellt wird, dass die Ausweisung des Beschwerdeführers aus dem österreichischen Bundesgebiet in die 
Russische Föderation gemäß § 10 Abs. 2 iVm. §10 Abs. 5 AsylG 2005 auf Dauer unzulässig ist. 
 

Begründet wurde diese Entscheidung insbesondere damit, dass die Mutter des damals minderjährigen 
Beschwerdeführers durch ihren Aufenthalt in Österreich integrative Aspekte vorgetragen habe, wobei 
insbesondere ihre neuerliche Eheschließung im Bundesgebiet mit einem anerkannten Flüchtling 
Berücksichtigung fand. Da sich die Ausweisung der Mutter als unzulässig erwies (Asylgerichtshof vom 
25.07.2012, Zl. D14 318890-1/2010/11E), wurde im Sinne des Familienverfahrens auch im Verfahren des 
damals minderjährigen Beschwerdeführers gleichlautend entschieden. 
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In der Folge trat der Beschwerdeführer strafrechtlich in Erscheinung: 
 

Er wurde durch das XXXX zu Zl. XXXX am XXXX wegen § 131 StGB zu einer bedingten Freiheitsstrafe im 
Ausmaß von zwölf Monaten verurteilt (Jugendstraftat). 
 

Am XXXX wurde er durch das XXXX zu Zl. XXXX wegen §§ 127, 129 Z. 1 und 2, 15 StGB sowie §§ 27 (1) Z. 
1 8. Fall, 27 (3) SMG, 15 StGB zu einer Freiheitsstrafe im Ausmaß von neun Monaten verurteilt, davon acht 
Monate bedingt (Jugendstraftat). 
 

Am XXXX erfolgte eine Verurteilung durch das XXXX zu Zl. XXXX wegen §§ 27 (1), 27 (3) SMG, § 15 StGB 
zu einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten (Jugendstraftat). 
 

Das BG XXXX verurteilte den Beschwerdeführer am XXXX zu Zl. XXXX erneut wegen § 27 Abs. 1 Z. 1 und 
27 Abs. 2 SMG zu einer diesmal unbedingten Freiheitsstrafe von zehn Wochen (Jugendstraftat). Zugleich wurde 
mit Beschluss vom selben Tag die bedingte Strafnachsicht zu Zl. XXXX widerrufen. 
 

Eine weitere strafrechtliche Verurteilung erfolgte am XXXX durch das XXXX zu Zl. XXXX wegen § 142 Abs. 
12 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 22 Monaten (Jugendstraftat). 
 

Am XXXX verurteilte das XXXX zu Zl. XXXX den Beschwerdeführer wegen § 142 Abs. 1 und 143 2. Fall 
StGB zu einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten (Jugendstraftat und Zusatzstrafe gem. §§ 31 und 40 StGB unter 
Bedachtnahme auf das Urteil vom XXXX ). 
 

Aktenkundig ist weiters ein Urteil durch das XXXX zu Zl. XXXX vom XXXX wegen § 288 Abs. 4 StGB und § 
297 Abs. 1 1. Variante StGB zu einer Freiheitsstrafe von vier Monaten (Jugendstraftat). 
 

Am XXXX ersuchte das Amt der Wiener Landesregierung, MA 35, das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 
um eine Fremdenpolizeiliche Stellungnahme gem. § 25 Abs. 1 NAG. 
 

Die belangte Behörde übermittelte am 25.09.2017 dem Beschwerdeführer eine Verständigung vom Ergebnis der 
Beweisaufnahme und führte aus, dass der Beschwerdeführer eine Freiheitsstrafe von insgesamt 32 Monaten zu 
verantworten habe. Demzufolge sein beabsichtigt, gegen ihn eine Rückkehrentscheidung und ein Einreiseverbot 
zu erlassen. Beigelegt war ein aktueller Länderbericht zum Herkunftsstaat Russische Föderation und wurde dem 
Beschwerdeführer ein Fragenkatalog betreffend seinen bisherigen Aufenthalt im Bundesgebiet, insbesondere 
betreffend medizinische Situation, familiäre Beziehungen und berufliche Integration, etc. übermittelt. 
 

Am 19.10.2017 nahm der Beschwerdeführer über seinen rechtsfreundlichen Vertreter zu diesem Schreiben 
Stellung. Er führte aus, 2008 mit der Familie nach Österreich gekommen zu sein, seitdem sei er nicht mehr in der 
Russischen Föderation gewesen, er habe eine Rot-Weiß-Rot-Karte-Plus erhalten. Alle seine 
Familienangehörigen seien in Österreich, in anderen Ländern habe er keine Verwandten. Er sei bislang nicht 
erwerbstätig in Österreich gewesen, sei aber beim AMS als arbeitssuchend angemeldet. Er bekomme 
Unterstützung von seiner Familie, vom AMS und von der MA 40. 
 

Insbesondere führte der Beschwerdeführer aus, dass er den überwiegenden Teil seines Lebens hier in Österreich 
verbracht habe, Deutsch auf muttersprachlichem Niveau spreche und sich der Fehler, die er gemacht habe, 
bewusst sei. Nach seiner Entlassung werde er keine Verbindung mehr zu schlechten Freunden aufnehmen, er 
wünsche, hier zu arbeiten. Der Beschwerdeführer habe seine Schuld völlig eingesehen und werde derartige Taten 
in der Zukunft nicht mehr begehen. Er sei aufgrund seines Drogenkonsums auf die schiefe Bahn geraten und 
würde sich dafür sehr schämen, dies sei auch aufgrund des Einflusses falscher Freunde geschehen. Für die 
Erlassung eines Einreiseverbotes würde daher kein dringender Anlass bestehen, denn die Tatsache, dass der 
Beschwerdeführer in der Vergangenheit Fehler gemacht habe, sei kein Beweis dafür, dass er dies in der Zukunft 
fortsetzen würde. 
 

Nur kurze Zeit später wurde der Beschwerdeführer durch das XXXX am XXXX zu Zl. XXXX wegen § 15 
StGB, § 269 Abs. 1 StGB, § 107 StGB zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von zehn Monaten unbedingt 
verurteilt (junger Erwachsener). 
 

Diese Verurteilung liegt laut im Akt aufliegendem Strafantrag der Staatsanwaltschaft XXXX zugrunde, dass der 
Beschwerdeführer am 22.07.2017 in der Justizhaft Justizwachebeamte an einer Amtshandlung, nämlich seiner 
Verbringung in eine besonders gesicherte Zelle zu hindern versucht hat, indem er mit den Füßen nach den 
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Beamten trat. Darüber hinaus wurden mehrere namentlich genannte Justizwachebeamte mit den Worten "Ihr seid 
alle Hurenkinder und werde euch alle ficken und bringe euch wenn ich entlassen werde alle um." gefährlich 
bedroht, um diese in Furcht und Unruhe zu versetzen, wobei er die gefährliche Bedrohung beging, indem er mit 
dem Tode drohte. 
 

Mit dem im Spruch angeführten Bescheid des BFA, RD OÖ, vom 26.01.2018 wurde ein Aufenthaltstitel aus 
berücksichtigungswürdigen Gründen nicht erteilt (Spruchpunkt I), gegen den Beschwerdeführer in Spruchpunkt 
II. eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 4 FPG iVm. 

§ 9 BFA-VG erlassen und gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass seine Abschiebung gemäß § 46 FPG in die 
Russische Föderation zulässig sei (Spruchpunkt III.). In Spruchpunkt IV. wurde gegen den Beschwerdeführer ein 
auf die Dauer von zehn Jahren befristetes Einreiseverbot gemäß § 53 Abs. 1 iVm. Abs. 3 Z 1 FPG erlassen und 
einer Beschwerde gegen diese Entscheidung gemäß § 18 Abs. 2 Z 1 BFA-VG die aufschiebende Wirkung 
aberkannt (Spruchpunkt VI.). Eine Frist für die freiwillige Ausreise wurde gemäß § 55 Abs. 4 FPG nicht gewährt 
(Spruchpunkt V.). 
 

Das BFA traf aktuelle Länderfeststellungen zur Lage im Herkunftsstaat und stellte die Identität des 
Beschwerdeführers fest. Er sei volljährig, ledig und gesund. Er sei mehrfach rechtskräftig strafrechtlich verurteilt 
worden. 
 

Er sei Fremder iSd. § 2 Abs. 4 Z 1 FPG. Bis zum XXXX verfüge er über einen Aufenthaltstitel "Rot-Weiß-Rot-
Karte-Plus". 
 

Er habe in Österreich nie gearbeitet, seine Mutter und drei Geschwister würden hier leben. 
 

Das Einreiseverbot und die Rückkehrentscheidung wurden mit den strafrechtlichen Verurteilungen des 
Beschwerdeführers begründet. Es wurde der wesentliche Inhalt der Strafurteile wiedergegeben. 
 

Da der Beschwerdeführer in Österreich bereits mehrere Male massiv straffällig geworden sei, könne keine 
positive Zukunftsprognose erstellt werden, weswegen die Verhängung eines Einreiseverbots in der 
ausgesprochenen Dauer konkret zur Abwehr weiteren strafbarer Handlungen aufgrund von Verstößen gegen eine 
Vielzahl von Rechtsvorschriften zwingend nötig sei. Die Erlassung einer Rückkehrentscheidung in Verbindung 
mit einem Einreiseverbot sei somit zur Verhinderung von weiteren strafbaren Handlungen dringend geboten. 
 

Der Eingriff durch die Rückkehrentscheidung in das vom Beschwerdeführer im Bundesgebiet entfaltete Privat- 
und Familienleben sei gemäß § 9 Abs. 1 BFA-VG zulässig, da dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK 
genannten Zielen dringend geboten sei. 
 

Bereits das Vorliegen eines schützenswerten Familienlebens in Österreich nach Art. 8 EMRK wurde seitens des 
BFA verneint, da der Beschwerdeführer nur über einen Wohnsitz in der Justizanstalt verfüge. Er sei nie einer 
Beschäftigung nachgegangen. 
 

Ein Eingriff in das Recht nach Art. 8 EMRK sei zudem zulässig. 
 

Die belangte Behörde verwies insbesondere darauf, dass der Beschwerdeführer trotz erlittenem Haftübel, trotz 
einer behördlichen Ermahnung, weder durch seine Familie noch Freunde von der Begehung gerichtlich 
strafbarer Handlungen abhalten hätte werden können. Die Intensität der Straftaten zeige in Fortfolge eine 
kontinuierliche und erhebliche Steigerung. Seit Verlassen der Sonderschule habe der Beschwerdeführer für sich 
selbst keine Maßnahmen ergriffen, um ein Fortkommen hin zum Berufswunsch zu fördern. Der 
Beschwerdeführer sei auch behördlich ermahnt worden, dass bei neuerlichen strafrechtlichen Verurteilungen 
fremdenpolizeiliche Maßnahmen gesetzt würden. Der Beschwerdeführer habe jedoch erneut strafbare 
Handlungen wie schweren Raub, Verleumdung und Widerstand gegen die Staatsgewalt begangen. Dadurch habe 
er letztlich selbst eine langjährige Trennung von Familie und Freunden durch den Haftaufenthalt in Kauf 
genommen bzw. selbstständig herbeigeführt. 
 

Zuletzt führte die belangte Behörde aus, dass es dem Beschwerdeführer ungenommen bleibe, im Falle einer 
allfälligen Abschiebung den Kontakt zur Familie und den Freunden mit näher genannten Mitteln der modernen 
Telekommunikation aufrecht zu erhalten. Auch seien Besuche am zukünftigen Aufenthaltsort des 
Beschwerdeführers möglich, da niemand aus der Familie durch Fluchtgründe zum Verlassen des Heimatlandes 
gezwungen worden sei. 
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Zu Spruchpunkt III. führte die belangte Behörde aus, dass aus den Feststellungen zur Lage im Zielstaat und auch 
aus dem Vorbringen selbst sich eine Gefährdung des Beschwerdeführers im Sinne der Art. 2 oder 3 EMRK nicht 
ergeben würden. Da der Beschwerdeführer bis zum neunten Lebensjahr im Heimatstaat aufhältig gewesen sei 
und er dort schulisch ausgebildet und sozialisiert worden sei, gehe die Behörde davon aus, dass er die 
tschetschenische Sprache noch ausreichend beherrsche bzw. einen fehlenden Wortschatz schnell erlernen könne. 
 

Das Einreiseverbot wird von der belangten Behörde primär dahingehend begründet, dass der Beschwerdeführer 
einen schweren Raub unter Verwendung eines Springmessers begangen habe, der Beschwerdeführer habe 
beschlossen, sich durch Diebstähle und Raubüberfälle unrechtmäßig zu bereichern. Seine Entlassung sei erst für 
XXXX berechnet worden, da der Beschwerdeführer selbst durch aggressives Verhalten in den Strafanstalten 
noch zu Zusatzstrafen verurteilt worden sei. Zudem sei ein rigoroses Vorgehen gegen Suchtgiftdelikte, ganz 
gleich in welcher Form, dringend geboten. 
 

Gegen diesen Bescheid richtet sich die fristgerecht eingebrachte Beschwerde. Dieses Rechtsmittel reduziert sich 
jedoch darauf, dass die belangte Behörde hätte feststellen müssen, dass dem Beschwerdeführer bei der Rückkehr 
nach Tschetschenien die Ermordung durch die Mörder seines Vaters, der Widerstandstätigkeit geleistet habe, 
drohe. Derartige Ermordungen seien als eine Art Sippenhaftung üblich. Zudem habe der Beschwerdeführer 
intensive soziale Bindungen zu Österreich, er habe den überwiegenden Teil seines Lebens hier verbracht und 
nahezu alle seine Verwandten in Österreich. Richtig sei, dass der Beschwerdeführer als Jugendlicher mehrfach 
straffällig geworden sei, zusammenhängend mit Suchtgiftabhängigkeit, die behoben worden sei. 
 

Darüber hinaus sei eine Rückkehrentscheidung verfehlt, da noch keine Entscheidung über den 
Verlängerungsantrag des Aufenthaltstitels vorliege. Die Zulässigkeit der Abschiebung gemäß § 46 FPG in die 
Russische Föderation sei auch nicht gegeben, da wie ausgeführt eine Abschiebung zu einer Gefährdung des 
Lebens, wenn nicht sogar zum Tod des Beschwerdeführers führen würde. Zuletzt sei das verhängte 
Einreiseverbot in Bezug auf die Verhängung einer Maximalfrist unverhältnismäßig und verstoße eine 
aufenthaltsbeendende Maßnahme aufgrund der intensiven Integration des Beschwerdeführers in Österreich 
gegen Art. 8 EMRK. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

Beweis wurde erhoben durch den Inhalt des vorliegenden Verwaltungsaktes des Beschwerdeführers, die 
Beschwerde, die Verwaltungs- und Gerichtsakten zu den abgeschlossenen Asylverfahren des 
Beschwerdeführers, Einsicht in die Strafurteile betreffend den Beschwerdeführer, durch Einsicht in einen 
aktuellen Strafregisterauszug sowie Auszügen aus ZMR, GVS und IZR betreffend den Beschwerdeführer, durch 
Einsicht in die Asylentscheidungen seiner Mutter und seiner Geschwister sowie durch die im angefochtenen 
Bescheid wiedergegebenen Länderinformationen zum Herkunftsstaat. 
 

1. Feststellungen: 
 

Der Beschwerdeführer, dessen Identität feststeht, ist Staatsangehöriger der russischen Föderation, reiste am 
01.03.2008 mit seiner Mutter in das Österreichische Bundesgebiet ein, wo er noch am selben Tag einen Antrag 
auf internationalen Schutz stellte. 
 

Dieser Antrag wurde betreffend Asyl und subsidiären Schutz negativ entschieden und seine Ausweisung aus 
dem österreichischen Bundesgebiet in die Russische Föderation verfügt, wogegen der Beschwerdeführer 
fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung erhob, wobei nach der Entscheidung des Asylgerichtshofs am 
25.07.2012 Spruchteil I. und II. des Bescheides vom 30.04.2010 (Asyl, subsidiärer Schutz), in Rechtskraft 
erwuchsen. 
 

Der erkennende Richtersenat am Asylgerichtshof entschied, dass der Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des 
bekämpften Bescheides stattgegeben und festgestellt wird, dass die Ausweisung des Beschwerdeführers aus dem 
österreichischen Bundesgebiet in die Russische Föderation gemäß § 10 Abs. 2 iVm. §10 Abs. 5 AsylG 2005 idF 
BGBl I Nr. 38/2011 auf Dauer unzulässig ist. 
 

Die dem Beschwerdeführer zuletzt ausgestellte Rot-Weiß-Rot-Karte-Plus, ist am XXXX abgelaufen, wobei er 
vor Ablauf einen Antrag auf Verlängerung gestellt hat. 
 

Der Beschwerdeführer weist die genannten strafrechtlichen Verurteilungen auf: 
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Der Beschwerdeführer ist seit März 2008 durchgehend im Bundesgebiet aufhältig, wobei er bis zum Jahr 2012 
aufgrund seines offenen Asylverfahrens im Bundesgebiet zum Aufenthalt berechtigt war. Nachdem der 
Asylgerichtshof im Juli 2012 die dauerhafte Unzulässigkeit seiner Ausweisung ausgesprochen hat, wurde dem 
Beschwerdeführer der Aufenthaltstitel (Rot Weiß Rot Karte Plus) bis zum XXXX erteilt. 
 

Seit November 2013 und insbesonders seit 2017 hat er sich infolge seines strafrechtlichen Verhaltens zuerst 
temporär, danach fast durchgehend in Haft befunden, das Haftende wird laut Vollzugsinformation der Justiz mit 
XXXX gegeben sein. 
 

Der Beschwerdeführer hat bis Juli 2012 von Leistungen aus der Grundversorgung gelebt, war in der Folge bis zu 
seiner Haft niemals erwerbstätig und teils beim AMS als arbeitslos gemeldet. 
 

Der Beschwerdeführer hat durch die Rot Weiß Rot Karte plus die Möglichkeit erhalten, sich in Österreich auch 
wirtschaftlich zu integrieren, hat von dieser Möglichkeit jedoch nicht Gebrauch gemacht, sondern ist nach knapp 
einem Jahrzehnt Aufenthalt im Bundesgebiet, in dem er Leistungen aus der Grundversorgung und Sozialhilfe 
bezogen hat, mehrmals straffällig geworden, nachdem er niemals legal beschäftigt war. 
 

Der Beschwerdeführer verfügt über Deutschkenntnisse. 
 

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer nach einer Rückkehr in den Herkunftsstaat mit 
maßgeblicher Wahrscheinlichkeit asylrelevante Übergriffe zu befürchten hätte. Weiters liegen keine 
stichhaltigen Gründe vor, dass dieser konkret Gefahr liefe, in seinem Herkunftsstaat der Folter, einer 
unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe bzw. der Todesstrafe unterworfen zu werden. Es 
konnten keine Umstände festgestellt werden, dass die Abschiebung des Beschwerdeführers in seinen 
Herkunftsstaat Russische Föderation gemäß § 46 FPG unzulässig wäre. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Der oben angeführte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der 
vorgelegten Verwaltungsakten des BFA sowie des vorliegenden Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes. 
 

Soweit in der gegenständlichen Rechtssache Feststellungen zur Identität und zur Staatsangehörigkeit des 
Beschwerdeführers getroffen wurden, beruhen diese auf den im angefochtenen Bescheid getroffenen 
Feststellungen, denen in der gegenständlichen Beschwerde nicht entgegengetreten wurde sowie den eigenen 
Angaben des Beschwerdeführers. 
 

Die genannten strafgerichtlichen Urteile sind aktenkundig. 
 

Die Feststellungen zu seinen persönlichen und beruflichen Verhältnissen gründen auf den Ergebnissen im 
Verfahren vor dem Asylgerichtshof zu seinem Antrag auf internationalen Schutz, den Verfahrensergebnissen des 
BFA im Rahmen des gegenständlichen Verwaltungsverfahrens zur Erlassung der Rückkehrentscheidung samt 
Einreiseverbotes sowie dem Beschwerdevorbringen. 
 

Die Feststellung betreffend die Zulässigkeit der Abschiebung gemäß § 46 FPG in die Russische Föderation 
beruht darauf, dass der Beschwerdeführer weder vor der belangten Behörde noch in der Beschwerde konkrete 
Angaben dahingehend getätigt hat, denen zufolge eine rechtliche oder tatsächliche Unmöglichkeit der 
Abschiebung dorthin anzunehmen gewesen wäre. Es wurde auch den im angefochtenen Bescheid zitierten 
aktuellen Länderinformationen der Staatendokumentation zum Herkunftsstaat in der Beschwerde nicht 
entgegengetreten und waren auch aus diesen keine Abschiebehindernisse für den Beschwerdeführer abzuleiten. 
Der Beschwerdeführer hat im Übrigen weder Asyl noch subsidiären Schutz erhalten. Auch sonst sind keine 
Anhaltspunkte dahingehend hervorgekommen, dass dies aus vom Beschwerdeführer zu vertretenden Gründen 
nicht möglich wäre (§ 52 Abs. 9 FPG). 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

3.1. Zuständigkeit, Entscheidung durch Einzelrichter: 
 

Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 BFA-VG, BGBl I 87/2012 idgF sowie § 9 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 
(FPG), BGBl. I Nr. 100/2005 idgF entscheidet das Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden gegen 
Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl. 
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Gemäß § 6 des Bundesgesetzes über die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes 
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBl. I 10/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht 
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. 
 

Gegenständlich liegt somit mangels anderslautender gesetzlicher Anordnung in den anzuwendenden Gesetzen 
Einzelrichterzuständigkeit vor. 
 

3.2. Zu A) 
 

I.) 
 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das 
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen. 
 

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG 
dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt feststeht (Z1) oder die Feststellung 
des maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit 
einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist (Z2). 
 

Zu Spruchpunkt I., Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG: 
 

Die belangte Behörde hat im angefochtenem Bescheid umfassend begründet, warum eine 
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" nicht zu erteilen ist, da der Beschwerdeführer die 
Voraussetzungen nicht erfüllt, zumal der Aufenthalt im Bundesgebiet nicht seit mindestens einem Jahr geduldet 
ist. Keiner der drei in § 57 AsylG genannten Gründe würde auf den Beschwerdeführer zutreffen, weshalb keine 
Aufenthaltsberechtigung gem. § 57 AsylG erteilt werden könne. Auch aus den Beschwerdeausführungen ist 
keinesfalls ableitbar, warum der Beschwerdeführer die in § 57 AsylG genannten Kriterien erfüllen sollte. 
 

Rückkehrentscheidung: 
 

Gemäß § 52 Abs. 4 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen, der sich rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhält, eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn 
 

1. nachträglich ein Versagungsgrund gemäß § 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt 
wird, der der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels, Einreisetitels oder der erlaubten visumfreien 
Einreise entgegengestanden wäre, 
 

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemäß § 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung steht und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten 
unselbstständigen Erwerbstätigkeit nachgegangen ist, 
 

3. ihm ein Aufenthaltstitel gemäß § 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er länger als ein Jahr aber kürzer 
als fünf Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und während der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen 
keiner erlaubten Erwerbstätigkeit nachgegangen ist, 
 

4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (§ 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht 
oder 
 

5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG aus Gründen, die ausschließlich vom 
Drittstaatsangehörigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfüllt wurde. 
 

6. Werden der Behörde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rückkehrentscheidung rechtfertigen, so ist 
diese verpflichtet, dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. 
 

Gemäß § 52 Abs. 11 FPG hindert der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer 
Rückkehrentscheidung deren Unzulässigkeit gemäß § 9 Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, nicht daran, im 
Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer solchen Entscheidung neuerlich eine Abwägung gemäß § 
9 Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die 
Erlassung einer Rückkehrentscheidung rechtfertigen würde. 
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Gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 NAG darf ein Aufenthaltstitel einem Fremden nur erteilt werden, wenn der Aufenthalt 
des Fremden nicht den öffentlichen Interessen widerstreitet. 
 

Gemäß § 11 Abs. 4 NAG widerstreitet der Aufenthalt eines Fremden den öffentlichen Interessen, wenn 
 

1. sein Aufenthalt die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährden würde oder 
 

2. der Fremde ein Naheverhältnis zu einer extremistischen oder terroristischen Gruppierung hat und im Hinblick 
auf deren bestehende Strukturen oder auf zu gewärtigende Entwicklungen in deren Umfeld extremistische oder 
terroristische Aktivitäten derselben nicht ausgeschlossen werden können. 
 

Die belangte Behörde hat zutreffend § 52 Abs. 4 Z 1 FPG herangezogen. Der Beschwerdeführer hat bis zum 
XXXX über einen Aufenthaltstitel "Rot-Weiß-Rot-Karte" verfügt und vor Ablauf einen Verlängerungsantrag 
gestellt. Er wurde wie dargestellt mehrmals strafrechtlich verurteilt. 
 

Gemäß § 52 Abs. 4 Z 1 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen, der sich rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhält, mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn nachträglich ein 
Versagungsgrund gemäß § 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der der 
Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels entgegengestanden wäre. 
 

Nach § 11 Abs. 2 Z 1 iVm. Abs. 4 Z 1 NAG darf ein Aufenthaltstitel nur erteilt werden, wenn der Aufenthalt des 
Fremden nicht öffentlichen Interessen widerstreitet, d.h. wenn sein Aufenthalt nicht die öffentliche Ordnung 
oder Sicherheit gefährden würde. Das Vorliegen dieser Voraussetzung war daher gegenständlich zu prüfen. 
 

Aus dem Umstand, dass der Beschwerdeführer nach jahrelangem (fast ein Jahrzehnt) Aufenthalt im 
Bundesgebiet mehrfach straffällig wurde, nachdem er mit der Rot Weiß Rot Karte plus die Möglichkeit hatte, 
hier beruflich Fuß zu fassen, nachdem er davor in der Grundversorgung versorgt wurde, kann geschlossen 
werden, dass sein Aufenthalt sehr wohl die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet (entsprechend der 
gesetzlichen Vermutung des § 53 Abs. 3 Z. 1 FPG, dass die Verurteilung zu einer unbedingten Freiheitsstrafe 
von mindestens 3 Monaten eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit indiziert), 
zumal der Beschwerdeführer zum Zeitpunkt seiner Straftaten mit der österreichischen Rechtsordnung vertraut 
war. Das BFA hat in diesem Zusammenhang auch zutreffend darauf verwiesen, dass der Beschwerdeführer die 
zuletzt begangenen Straftaten trotz zahlreicher vorangehender bedingter Verurteilungen gesetzt hat. Auch dieser 
Umstand spricht dafür, dass derzeit von einer Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit durch den 
Aufenthalt des Beschwerdeführers im Bundesgebiet auszugehen ist, wobei hier auch auf die entsprechenden 
Ausführungen in der rechtlichen Beurteilung zum Einreiseverbot zu verweisen war. 
 

Die Voraussetzungen des § 11 Abs. 2 Z 1 NAG für die Erteilung eines Aufenthaltstitels liegen daher nicht vor. 
 

Ein Aufenthaltstitel kann trotz Ermangelung einer Voraussetzung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 NAG erteilt werden, 
wenn dies zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 der Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europäische Menschenrechtskonvention - EMRK) geboten 
ist. Die belangte Behörde nahm im angefochtenen Bescheid eine entsprechende Interessensabwägung vor und 
kam zum Ergebnis, dass beim Beschwerdeführer der Eingriff in sein Familien- und Privatleben durch den 
Eingriffsvorbehalt des Art. 8 Abs. 2 EMRK gedeckt ist. 
 

Dem schließt sich das Bundesverwaltungsgericht im Ergebnis an: 
 

Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens iSd. Art. 8 EMRK sind nach § 9 
 

Abs. 2 BFA-VG insbesondere zu berücksichtigen: 
 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war, 
 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 
 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
 

4. der Grad der Integration, 
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5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 
 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl- Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts, 
 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 
 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen 
Verzögerungen begründet ist. 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
 

Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem auch, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. 
 

Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme, wie sie eine Ausweisung eines Fremden darstellt, kann 
ein ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 
Abs. 1 EMRK vorliegen. Daher muss überprüft werden, ob die Ausweisung einen Eingriff und in weiterer Folge 
eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt: 
 

Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf Achtung 
des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 
EMRK umfasst nicht nur die Kernfamilie von Eltern und (minderjährigen) Kindern bzw. von verheirateten 
Ehegatten, sondern auch andere nahe verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine 
hinreichende Intensität für die Annahme einer familiären Beziehung iSd. Art. 8 EMRK erreichen. Der EGMR 
unterscheidet in seiner Rechtsprechung nicht zwischen einer ehelichen Familie (sog. "legitimate family" bzw. 
"famille légitime") oder einer unehelichen Familie ("illegitimate family" bzw. "famille naturelle"), sondern stellt 
auf das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens ab (siehe EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 454; 
18.12.1986, Johnston u.a., EuGRZ 1987, 313; 26.05.1994, Keegan, EuGRZ 1995, 113; 12.07.2001 [GK], K. u. 
T., Zl. 25702/94; 20.01.2009, Serife Yigit, Zl. 03976/05). Als Kriterien für die Beurteilung, ob eine Beziehung 
im Einzelfall einem Familienleben iSd. Art. 8 EMRK entspricht, kommen tatsächliche Anhaltspunkte in Frage, 
wie etwa das Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes, die Art und die Dauer der Beziehung sowie das Interesse 
und die Bindung der Partner aneinander, etwa durch gemeinsame Kinder, oder andere Umstände, wie etwa die 
Gewährung von Unterhaltsleistungen (EGMR 22.04.1997, X., Y. und Z., Zl. 21830/93; 22.12.2004, Merger u. 
Cros, Zl. 68864/01). So verlangt der EGMR auch das Vorliegen besonderer Elemente der Abhängigkeit, die über 
die übliche emotionale Bindung hinausgeht (siehe Grabenwarter, Europäische Menschenrechtskonvention3 
[2008] 197 ff.). In der bisherigen Spruchpraxis des EGMR wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK 
zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 
1979, 458; auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 
14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 
19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 
8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, 
ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der 
Europäischen Kommission für Menschenrechte auch für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen 
Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). 
 

Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, Zl. B 328/07 und Zl. B 
1150/07, dargelegt hat, sind die Behörden stets dazu verpflichtet, das öffentliche Interesse an der 
Aufenthaltsbeendigung gegen die persönlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Österreich 
am Maßstab des Art. 8 EMRK abzuwägen, wenn sie eine Ausweisung verfügt. In den zitierten Entscheidungen 
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wurden vom VfGH auch unterschiedliche - in der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
(EGMR) fallbezogen entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen 
Interessenabwägung zu beachten sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu führen können, dass Art. 8 
EMRK einer Ausweisung entgegensteht: 
 

 - die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknüpft wird (EGMR 
31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Zl. 50435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 
16.09.2004, Ghiban, Zl. 11103/03, NVwZ 2005, 1046), 

 

 - das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., Zl. 9214/80, 
9473/81, 9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, Zl. 50963/99, ÖJZ 2003, 344; 22.04.1997, 
X, Y und Z, Zl. 21830/93, ÖJZ 1998, 271) und dessen Intensität (EGMR 02.08.2001, Boultif, Zl. 
54273/00), 

 

 - die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
 

 - den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, 
der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen 
Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Adam, Zl. 
43359/98, EuGRZ 2002, 582; 09.10.2003, Slivenko, Zl. 48321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, 
Sisojeva, Zl. 60654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch VwGH 05.07.2005, Zl. 2004/21/0124; 11.10.2005, 
Zl. 2002/21/0124), 

 

 - die Bindungen zum Heimatstaat, 
 

 - die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und 
Erfordernisse der öffentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, Zl. 40447/98; 
11.04.2006, Useinov, Zl. 61292/00), sowie 

 

 - auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (EGMR 24.11.1998, Mitchell, Zl. 
40447/98; 05.09.2000, Solomon, Zl. 44328/98; 31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Zl. 
50435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 31.07.2008, Omoregie ua., Zl. 265/07). 

 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) sind die Staaten im 
Hinblick auf das internationale Recht und ihre vertraglichen Verpflichtungen befugt, die Einreise, den Aufenthalt 
und die Ausweisung von Fremden zu überwachen (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., Zl. 9214/80 ua, EuGRZ 
1985, 567; 21.10.1997, Boujlifa, Zl. 25404/94; 18.10.2006, Üner, Zl. 46410/99; 23.06.2008 [GK], Maslov, 
1638/03; 31.07.2008, Omoregie ua., Zl. 265/07). Die EMRK garantiert Ausländern kein Recht auf Einreise, 
Aufenthalt und Einbürgerung in einem bestimmten Staat (EGMR 02.08.2001, Boultif, Zl. 54273/00; 28.06.2011, 
Nunez, Zl. 55597/09). 
 

Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs in die nach Art. 8 EMRK garantierten Rechte muss der Staat ein 
Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaffen, wobei er in beiden 
Fällen einen gewissen Ermessensspielraum hat. Art. 8 EMRK begründet keine generelle Verpflichtung für den 
Staat, Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und Familienzusammenführungen zuzulassen. Jedoch 
hängt in Fällen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung betreffen, die staatliche Verpflichtung, 
Familienangehörigen von ihm Staat Ansässigen Aufenthalt zu gewähren, von der jeweiligen Situation der 
Betroffenen und dem Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das Ausmaß des Eingriffs in das 
Familienleben, der Umfang der Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat 
unüberwindbare Hindernisse für das Familienleben bestehen, sowie ob Gründe der Einwanderungskontrolle oder 
Erwägungen zum Schutz der öffentlichen Ordnung für eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des 
Familienlebens im Gastland bereits bei dessen Begründung wegen des fremdenrechtlichen Status einer der 
betroffenen Personen ungewiss und dies den Familienmitgliedern bewusst, kann eine Ausweisung nur in 
Ausnahmefällen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bedeuten (EGMR 31.07.2008, Omoregie ua., Zl. 265/07, 
mwN; 28.06.2011, Nunez, Zl. 55597/09; 03.11.2011, Arvelo Aponte, Zl. 28770/05; 14.02.2012, Antwi u. a., Zl. 
26940/10). 
 

Es war demnach zu prüfen, ob mit der Rückkehrentscheidung in das Familien- und Privatleben des 
Beschwerdeführers eingriffen wird. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 



 Bundesverwaltungsgericht 07.03.2018 

www.ris.bka.gv.at  Seite 10 von 18 

strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig und in diesem Sinne auch verhältnismäßig ist. 
 

Zweifellos handelt es sich sowohl beim Bundesamt als auch beim ho. Gericht um öffentliche Behörden im Sinne 
des Art. 8 Abs. 2 EMRK und ist der Eingriff aufgrund der bereits zitierten gesetzlichen Bestimmungen 
gesetzlich vorgesehen. 
 

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens iSd. Art. 8 EMRK vorliegt, hängt nach 
der ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte sowie des Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten Umständen des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert 
eine Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine 
Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine Ausweisung nicht 
erlassen werden dürfen, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des Fremden (und seiner Familie) 
schwerer wiegen würden als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung. 
 

Der erkennende Richter kommt zum Schluss, dass die belangte Behörde nach Maßgabe einer 
Interessensabwägung im Sinne des § 9 BFA-VG zu Recht davon ausgegangen ist, dass das öffentliche Interesse 
an der Beendigung des Aufenthalts des Beschwerdeführers im Bundesgebiet die familiären und persönlichen 
Interessen des Beschwerdeführers am Verbleib im Bundesgebiet überwiegt und daher durch die angeordnete 
Rückkehrentscheidung eine Verletzung des Art. 8 EMRK nicht vorliegt. 

Dies aus nachfolgenden Gründen: 
 

Selbst unter der Voraussetzung eines beachtlichen Familienlebens war diesem nämlich im Zuge der Prüfung der 
Verhältnismäßigkeit der gegenständlichen aufenthaltsbeendenden Maßnahme, im Vergleich zu den öffentlichen 
Interessen an einer Aufenthaltsbeendigung nur ein untergeordnetes Gewicht beizumessen, wobei dies auch für 
das Gewicht seiner privaten Interessen im Bundesgebiet festzuhalten war. 
 

Das BFA hat im angefochtenen Bescheid zu Recht in die Entscheidung miteinbezogen, dass die 
Ausweisungsentscheidung betreffend den Beschwerdeführer durch den Asylgerichtshof im Wesentlich deshalb 
für auf Dauer unzulässig erklärt wurde, da seine Mutter - durch Eheschließung mit einem anerkannten Flüchtling 
-sich nachhaltig im Bundesgebiet integriert hat. Dem Beschwerdeführer wurde in seiner damaligen Entscheidung 
lediglich zu Gute gehalten, dass diese Entscheidung im Hinblick auf das Familienverfahren auch für ihn gilt. 
 

Der Beschwerdeführer weist nach einem Aufenthalt im Bundesgebiet von mehr als einem Jahrzehnt 
Deutschkenntnisse auf, hat es aber nie bewerkstelligt, finanziell unabhängig hier zu leben bzw. am Arbeitsmarkt 
Fuß zu fassen. 
 

Besonders erschwerend erscheint in der vorliegenden Fallkonstellation, dass der Beschwerdeführer nach fast 
einem Jahrzehnt, in dem er im Rahmen der Grundversorgung aufgrund seines anhängigen Asylverfahrens und 
dann durch Sozialhilfe versorgt worden ist, es nicht geschafft hat, sich tiefergehend in die österreichische 
Gesellschaft zu integrieren. 
 

Ganz im Gegenteil hat er, nachdem ihm ein Aufenthaltsrecht mit Zugang zum Arbeitsmarkt erteilt wurde, hat er 
einzig Leistungen des AMS und Sozialhilfe bezogen, war niemals beschäftigt. 
 

Darüber hinaus ist er, nachdem ihm ein dauerhafter Aufenthalt in Österreich ermöglicht wurde, straffällig 
geworden und hat es offensichtlich vorgezogen, sich seinen Lebensunterhalt in Österreich durch strafrechtlich 
relevantes Fehlverhalten zu erwirtschaften, anstatt seine wirtschaftliche Integration mit legalen Mitteln 
voranzutreiben. 
 

Die belangte Behörde hat zutreffend aufgezeigt, dass der Beschwerdeführer eigentlich mit Erreichen der 
Strafmündigkeit in Österreich auch bereits von der Justiz strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen war, bereits 
im Oktober 2013 erfolgte wie dargestellt die erste Verurteilung wegen einer Jugendstraftat, damals bereits zwölf 
Monate bedingt. Der rasche Rückfall - bereits am XXXX erfolgte die nächste Verurteilung, nunmehr nicht nur 
wegen Vermögensdelikten, sondern auch wegen eines Deliktes nach dem SMG, wie die neuerliche bedingte 
Verurteilung durch Urteil vom XXXX , erneut wegen eines Deliktes nach dem SMG konnte den 
Beschwerdeführer erkennbar nichts dazu bringen, von seinem strafbaren Verhalten abzulassen, weder der 
angebliche existierende Freundeskreis noch der familiäre Rückhalt konnten irgendeine Verbesserung im 
Verhalten des Beschwerdeführers bewirken. 
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Unzweifelhaft steigerten sich in weiterer Folge mit höherem Lebensalter auch die Tathandlungen des 
Beschwerdeführers, zumal er bei den letzten beiden Urteilen unmittelbar vor Erreichen der Volljährigkeit und 
unmittelbar nach Beendigung des 18. Lebensjahres nicht mehr ausschließlich wegen Vermögensdelikten und 
wegen Delikten nach dem Suchtmittelgesetz, sondern geradezu quer durch die Rechtsordnung verurteilt wurde, 
nämlich wegen §§ 288 Abs. 4, 297 StBG bzw. wegen §§ 107 und 269 StGB. 
 

Die geradezu verharmlosenden Ausführungen der rechtsfreundlichen Vertretung, dass keinesfalls daraus zu 
schließen sei, dass der Aufenthalt eine Gefährdung der österreichischen Rechtsordnung darstelle, der 
Beschwerdeführer "seine Schuld völlig eingesehen habe und derartige Taten in der Zukunft nicht mehr begehen 
werde" wurden bereits wenige Wochen nach erfolgter Stellungnahme am 19.10.2017 durch das Urteil des 
XXXX vom XXXX in Frage gestellt, da die österreichische Strafjustiz erkennbar nach mehreren Versuchen, mit 
bedingten Strafen dem Beschwerdeführer einen Ausweg aufzuzeigen, jetzt ausschließlich mit unbedingten 
Freiheitsstrafen in beachtlicher Höhe von zehn Monaten vorgegangen ist, nachdem bereits mit Urteil vom 
XXXX trotz der Wohltat des JGG eine Freiheitsstrafe von 22 Monaten festzulegen war. 
 

Es bedarf keiner weitwendigen Überlegungen, dass aus dem beschriebenen Lebensweg des Beschwerdeführers 
ableitbar ist, dass dieser seine kriminellen Handlungen immer weiter ausgereizt hat und keinesfalls davon 
auszugehen ist, dass der Beschwerdeführer seine Schuld eingesehen hat. Gerade vor dem Hintergrund, dass der 
Beschwerdeführer über keinerlei Ausbildung im Bundesgebiet verfügt, niemals versucht hat, den eigenen 
Lebensunterhalt zu erwirtschaften und nunmehr zahlreiche Vorstrafen aufweist, kann auch nicht ernsthaft 
angenommen werden, dass diesem bei einer späteren Haftentlassung ohne weiteres möglich sein wird, am 
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Es scheint somit höchst fraglich, dass der Beschwerdeführer jemals in der Lage sein 
wird, dauerhaft eine legale Beschäftigung zu erhalten, weshalb mit hoher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen 
ist, dass der Beschwerdeführer - wie in der Vergangenheit- versuchen wird, mit Delikten gegen fremdes 
Vermögen finanzielle Mittel auf unrechtmäßige Weise zu erhalten. 
 

Das XXXX hält im Urteil vom XXXX Zl. XXXX fest, dass der Beschwerdeführer gemeinsam mit fünf anderen 
Straftätern, großteils ebenfalls aus der Russischen Föderation (Tschetschenien) stammend, mit Gewalt und 
Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben unter Verwendung einer Waffe Raubüberfälle begangen 
hat, wobei der Beschwerdeführer selbst jeweils ein Messer gegen die jeweiligen Opfer gerichtet und diese 
aufgefordert hat, Mobiltelefone und Bargeld zu übergeben, weswegen er wegen des Verbrechens des schweren 
Raubes nach §§ 142, 143 StGB unter Anwendung des § 5 Z.4 JGG zu einer Zusatzfreiheitsstrafe in der Dauer 
von sechs Monaten unbedingt zu verurteilen war. Aus den dargestellten nachfolgenden strafrechtlichen 
Verurteilungen ist keinesfalls ableitbar, dass die kriminelle Energie des Beschwerdeführers geringer geworden 
wäre, im Gegenteil, der Beschwerdeführer hat über die Jahre ein Verhalten gesetzt, dass mit geradezu an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit aufzeigt, dass dieser auch nach Haftentlassung erneut Straftaten 
begehen wird, um die gegebene Mittellosigkeit zu überwinden. 
 

Eine positive Zukunftsprognose war im Fall des Beschwerdeführers demnach nicht zu treffen. So hat er 
eindrucksvoll gezeigt, kein Interesse an einer legalen Beschäftigung und einem dauerhaft gesicherten Aufenthalt 
in Österreich zu haben, sondern seinen Aufenthalt mit Rot Weiß Rot Karte plus nicht genützt, um hier 
wirtschaftlich Fuß zu fassen. Vielmehr ist er strafrechtlich in Erscheinung getreten und hat einen guten Teil der 
Zeit, in der er einer legalen Beschäftigung nachgehen hätte können, in Strafhaft verbracht. 
 

Darüber hinaus hat der Beschwerdeführer nichts vorgetragen, inwieweit er seine bereits im Jahr 2012 nicht 
sonderlich ausgeprägte Integration seit Erteilung des Aufenthaltstitels entscheidend vorangetrieben hätte, 
sondern hat sich - ganz im Gegenteil - gezeigt, dass der Beschwerdeführer im Bundesgebiet nicht nachhaltig 
integriert ist und war zum gegenwärtigen Zeitpunkt von keiner positiven Zukunftsprognose auszugehen. 
 

Was sein Familienleben betrifft, hat es auch einschneidende Änderungen gegeben. Auch wenn der 
Beschwerdeführer in der Beschwerde auf seine Mutter und die Geschwister verweist, kam es im Zuge der 
Inhaftierungen auch tatsächlich zu einer Trennung des Beschwerdeführers von seiner Familie. 
 

Es erscheint in diesem Lichte - wie vom BFA festgehalten - möglich, das Familienleben mithilfe moderner 
Massenkommunikationsmittel des Internets wie Skype, MSN Messenger, Facebook und dergleichen aufrecht zu 
erhalten. 
 

Zu den allgemein genannten "Freunden" des Beschwerdeführers ist wiederum festzuhalten, dass der 
Beschwerdeführer deren - teilweisen - schädlichen Einfluss für seine kriminelle Laufbahn verantwortlich 
machte. 
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Einem Besuch der Mutter und Geschwister in der Russischen Föderation stehen keine rechtlichen Hindernisse 
entgegen. 
 

Sowohl der Beschwerdeführer als auch seine Angehörigen (Mutter und Geschwister) haben in der Russischen 
Föderation keine Verfolgung zu befürchten. Diese Feststellung beruht darauf, dass der Asylgerichtshof die 
negativen Entscheidungen betreffend Asyl und subsidiären Schutz bestätigt hat, dies wegen Unglaubwürdigkeit 
des Vorbringens der Mutter. Es wurden auch in der Beschwerde keine rechtlichen Hindernisse genannt, die 
gegen eine Reise bzw. einen Aufenthalt in der Russischen Föderation sprechen. 
 

Was die in der Beschwerde dargelegte intensiven sozialen Bindungen betrifft, war festzuhalten, dass diese 
selbstverschuldet durch den Beschwerdeführer bereits aufgrund seiner Haft beendet wurden. Die Situation bei 
einer nunmehrigen räumlichen Trennung stellt sich sogar weniger gravierend dar, als ein Kontakt im Vergleich 
zur Strafhaft jederzeit möglich ist. 
 

Was die Bindungen zu seinem Herkunftsstaat (Russische Föderation) betrifft, war festzuhalten, dass er sich dort 
zwar schon seit über einem Jahrzehnt nicht mehr aufgehalten hat. Er ist dort aber geboren und auch einige Jahre 
sozialisiert worden. Im Übrigen hat er auch im Bundesgebiet Beziehungen zu Russischen Staatsangehörigen 
gepflegt, wie auch die Unterlagen zu seinem Strafverfahren bestätigen. 
 

Trotz der langen Abwesenheit kann von einer vollkommenen Entwurzelung vom Herkunftsstaat aufgrund der 
besonderen Umstände des Falles nicht ausgegangen werden. Dem Beschwerdeführer ist demnach eine 
Reintegration im Herkunftsstaat zumutbar. 
 

Dem langjährigen Aufenthalt, seinen Deutschsprachkenntnissen sowie dem Aufenthalt seiner Mutter und 
Geschwister stehen demnach die dargelegte gegenwärtige private und familiäre Situation sowie die Umstände, 
dass er mehrere strafrechtliche Verurteilungen aufweist und beruflich im Bundesgebiet nicht integriert ist, 
gegenüber. 
 

Zum langjährigen Aufenthalt im Bundesgebiet von etwa zehn Jahren, war auch noch einmal auf den Umstand 
hinzuweisen, dass der Beschwerdeführer vorerst lediglich aufgrund des anhängigen Asylverfahrens zum 
Aufenthalt berechtigt war, wobei der Asylantrag unbegründet war. Die mit der Rot Weiß Rot Karte plus 
verbundenen Möglichkeiten, in Österreich Fuß zu fassen, hat der Beschwerdeführer nachweislich nicht genutzt, 
sondern, wie bereits mehrfach erwähnt, es vorgezogen, gerade zu der Zeit, als er sich in Österreich nachhaltig 
integrieren hätte können, strafrechtlich relevantes Verhalten zu setzen. 
 

Weitere integrationsverstärkende Anhaltspunkte sind im Verfahren nicht hervorgekommen und haben sich 
solche auch nicht in der Beschwerde und den mit dieser übermittelten Schreiben ergeben. Die familiären 
Beziehungen des Beschwerdeführers wurden - soweit im Verfahren relevant - entsprechend abgehandelt, 
weshalb von einer Befragung seiner Mutter und den Geschwistern abzusehen war. 
 

Im Sinne des materiellen Gesetzesvorbehaltes des Art. 8 EMRK, ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung des Rechts auf das Privat- und Familienleben nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich 
vorgesehen ist und eine Maßnahme im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK darstellt, welche in einer demokratischen 
Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des 
Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der 
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer geeignet und notwendig ist. 
 

Den persönlichen Interessen an einem weiteren Verbleib in Österreich steht letztlich das bedeutende öffentliche 
Interesse an der öffentlichen Ordnung und Sicherheit der Republik Österreich und der Verhinderung von - 
geradezu zwingend absehbaren - Straftaten gegenüber. 
 

Unter Berücksichtigung aller genannten Umstände und in Ansehung der Straftaten des Beschwerdeführers kann 
eine Gefährdung von öffentlichen Interessen, insbesondere zur Wahrung der Einhaltung der die Einreise und den 
Aufenthalt regelnden Vorschriften sowie an der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit als 
gegeben angenommen werden (vgl. VwGH 19.05.2004, Zl. 2001/18/0074). 
 

Seine privaten und familiären Interessen an einem weiteren Verbleib im österreichischen Bundesgebiet sind 
daher weitaus weniger schwer zu gewichten, als die öffentlichen Interessen an einer Aufenthaltsbeendigung. 
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In Zusammenschau aller Umstände ergibt sich daher, dass die Erlassung einer Rückkehrentscheidung im Fall des 
Beschwerdeführers zur Erreichung der in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele nicht nur geeignet, erforderlich 
und adäquat, sondern aktuell nach wie vor dringend geboten ist. 
 

Der Vollständigkeit halber ist in diesem Zusammenhang noch auszuführen, dass der EGMR in seiner ständigen 
Rechtsprechung den Vertragsstaaten bei der Beurteilung der Notwendigkeit einer aufenthaltsbeendenden 
Maßnahme einen gewissen Ermessensspielraum zubilligt und bejahte dieser zuletzt mit 10.01.2017 in der 
Rechtssache Salija gg. die Schweiz, Bsw. Nr. 55.470/10 im Falle noch wesentlich intensiver ausgeprägter 
Beziehungen zum Aufenthaltsstaat - Lebensmittelpunkt und Aufenthalt seit 20 Jahren in der Schweiz; 
Berufstätigkeit mit nur kurzen Unterbrechungen; Ausreise aus dem Herkunftsstaat mit neun Jahren; keine 
familiären Anknüpfungspunkte im Herkunftsstaat, Eltern, Geschwister, Ehefrau und Kinder in der Schweiz - die 
Verhältnismäßigkeit einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme samt befristeten Einreiseverbotes im Lichte des 
Interesses der öffentlichen Sicherheit und der Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verhütung von Straftaten. 
 

In diesem Zusammenhang und auch bezogen auf das Einreiseverbot verkennt das erkennende Gericht nicht, dass 
der Beschwerdeführer den Großteil seiner Straftaten - aber eben nicht alle - als Jugendlicher im Sinne des § 1 Z. 
2 Jugendgerichtsgesetz 1988 (JGG) verübt hat. Die gegenständliche Entscheidung ist jedoch keine solche, die 
zwingend aufgrund einer gesetzlichen Anordnung und ohne eigenes Prüfkalkül der Behörde stattzufinden hätte 
und deshalb in einem Widerspruch zu § 5 Z 10 JGG stünde (vgl. dazu VwGH vom 23.01.2018, Zl. 
2017/18/0246-9). Vielmehr ist die Versagung eines weiteren Aufenthaltstitels und die Erlassung von 
Rückkehrentscheidung/Einreiseverbot das Ergebnis einer individuell vorgenommenen - und von der belangten 
Behörde ohnedies lang hinausgezögerten - Einzelfallprüfung nach erfolgter Gefährdungsprognose, die im 
Ergebnis aufgrund der Schwere der Delikte und im Schluss auf die Gefährlichkeit des Beschwerdeführers für die 
Allgemeinheit oder die Sicherheit der Republik Österreich gegen die beschriebenen Interessen des 
Beschwerdeführers zu treffen war. 
 

Daher ist die Rückkehrentscheidung zulässig. 
 

Das BFA hat demnach zu Recht eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, da zum einen die Voraussetzungen des 
§ 52 Abs. 4 Z 1 FPG iVm. § 11 Abs. 2 Z 1 NAG vorliegen und die Aufenthaltsbeendigung im Einklang mit Art. 
8 Abs. 2 EMRK steht. 
 

Zulässigkeit der Abschiebung in die Russische Föderation: 
 

Gemäß § 52 Abs. 9 FPG hat das BFA mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine 
Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es 
sei denn, dass dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich sei. 
 

Gemäß § 50 Abs. 1 FPG ist eine Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der 
europäischen Menschenrechtskonvention oder das Protokoll Nr. 6 oder 13 zur Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde oder für sie als 
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im 
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 
 

Weder aus den Feststellungen zur Lage in der Russischen Föderation - wie sie im angefochtenen Bescheid des 
BFA wiedergegeben wurde - noch aus seinem Vorbringen in der Beschwerde ergibt sich eine derartige 
Gefährdung. In der Beschwerde wurde diesem Ergebnis der belangten Behörde nicht entgegengetreten und war 
hier einerseits auf den Umstand zu verweisen, dass dem Beschwerdeführer weder Asyl noch subsidiärer Schutz 
gewährt wurde, zumal das Fluchtvorbringen der Mutter als unglaubwürdig bewertet wurde. 
 

Es liegen demnach keine konkreten Anhaltspunkte die eine Abschiebung des Beschwerdeführers in den 
Herkunftsstaat unzulässig machen würden, vor. Weder liegt beim Herkunftsstaat eine Situation extremer Gewalt 
vor bzw. geradezu existenzbedrohende Verhältnisse (VwGH vom 25.04.2017, Zl. 2017/01/0016-5) noch kann 
erkannt werden, warum der Beschwerdeführer ausschließlich in der Teilrepublik Tschetschenien Aufenthalt 
nehmen müsste und ihm nicht etwa auch in anderen Landesteilen ein Aufenthalt offen steht (VwGH vom 
26.04.2017, Zl. 2017/19/0016). 
 

Das BFA hat demnach zu Recht ausgesprochen, dass im Falle der Durchsetzbarkeit der Rückkehrentscheidung 
keine Umstände ergeben haben, welche gegen seine Abschiebung in die Russische Föderation sprechen. 
 

II. Einreiseverbot: 
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Der mit "Einreiseverbot" betitelte § 53 FPG idgF lautet wie folgt: 
 

"§ 53. (1) Mit einer Rückkehrentscheidung kann vom Bundesamt mit Bescheid ein Einreiseverbot erlassen 
werden. Das Einreiseverbot ist die Anweisung an den Drittstaatsangehörigen, für einen festgelegten Zeitraum 
nicht in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einzureisen und sich dort nicht aufzuhalten. 
 

(1a) (aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013) 
 

(2) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist, vorbehaltlich des Abs. 3, für die Dauer von höchstens fünf Jahren zu 
erlassen. Bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbots hat das Bundesamt das bisherige Verhalten des 
Drittstaatsangehörigen mit einzubeziehen und zu berücksichtigen, inwieweit der Aufenthalt des 
Drittstaatsangehörigen die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK 
genannten öffentlichen Interessen zuwiderläuft. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der 
Drittstaatsangehörige 
 

1. wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß § 20 Abs. 2 der Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO), BGBl. Nr. 
159, iVm § 26 Abs. 3 des Führerscheingesetzes (FSG), BGBl. I Nr. 120/1997, gemäß § 99 Abs. 1, 1 a, 1 b oder 2 
StVO, gemäß § 37 Abs. 3 oder 4 FSG, gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 der Gewerbeordnung 1994 (GewO), BGBl. Nr. 
194, in Bezug auf ein bewilligungspflichtiges, gebundenes Gewerbe, gemäß den §§ 81 oder 82 des SPG, gemäß 
den §§ 9 oder 14 iVm § 19 des Versammlungsgesetzes 1953, BGBl. Nr. 98, oder wegen einer Übertretung des 
Grenzkontrollgesetzes, des Meldegesetzes, des Gefahrengutbeförderungsgesetzes oder des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes rechtskräftig bestraft worden ist; 
 

2. wegen einer Verwaltungsübertretung mit einer Geldstrafe von mindestens 1 000 Euro oder primären 
Freiheitsstrafe rechtskräftig bestraft wurde; 
 

3. wegen einer Übertretung dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes 
rechtskräftig bestraft worden ist, sofern es sich dabei nicht um eine in Abs. 3 genannte Übertretung handelt; 
 

4. wegen vorsätzlich begangener Finanzvergehen oder wegen vorsätzlich begangener Zuwiderhandlungen gegen 
devisenrechtliche Vorschriften rechtskräftig bestraft worden ist; 
 

5. wegen eines Verstoßes gegen die Vorschriften, mit denen die Prostitution geregelt ist, rechtskräftig bestraft 
worden ist; 
 

6. den Besitz der Mittel zu seinem Unterhalt nicht nachzuweisen vermag; 
 

7. bei einer Beschäftigung betreten wird, die er nach dem AuslBG nicht ausüben hätte dürfen, es sei denn, der 
Drittstaatsangehörige hätte nach den Bestimmungen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes für denselben 
Dienstgeber eine andere Beschäftigung ausüben dürfen und für die Beschäftigung, bei der der 
Drittstaatsangehörige betreten wurde, wäre keine Zweckänderung erforderlich oder eine Zweckänderung 
zulässig gewesen; 
 

8. eine Ehe geschlossen oder eine eingetragene Partnerschaft begründet hat und sich für die Erteilung oder 
Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen 
Aufenthaltsrechts, für den Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft, zwecks Zugangs zum heimischen 
Arbeitsmarkt oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbeendender Maßnahmen auf diese Ehe oder eingetragene 
Partnerschaft berufen, aber mit dem Ehegatten oder eingetragenen Partner ein gemeinsames Familienleben im 
Sinne des Art. 8 EMRK nicht geführt hat oder 
 

9. an Kindes statt angenommen wurde und die Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, der Erwerb 
oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, der Erwerb der österreichischen 
Staatsbürgerschaft, der Zugang zum heimischen Arbeitsmarkt oder die Hintanhaltung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen ausschließlicher oder vorwiegender Grund für die Annahme an Kindes statt war, er jedoch das 
Gericht über die wahren Verhältnisse zu den Wahleltern getäuscht hat. 
 

(3) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist für die Dauer von höchstens zehn Jahren, in den Fällen der Z 5 bis 8 
auch unbefristet zu erlassen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des 
Drittstaatsangehörigen eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt. Als 
bestimmte Tatsache, die bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbotes neben den anderen in Art. 8 Abs. 2 
EMRK genannten öffentlichen Interessen relevant ist, hat insbesondere zu gelten, wenn 
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1. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten, 
zu einer bedingt oder teilbedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten oder mehr als 
einmal wegen auf der gleichen schädlichen Neigung beruhenden strafbaren Handlungen rechtskräftig verurteilt 
worden ist; 
 

2. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht wegen einer innerhalb von drei Monaten nach der Einreise 
begangenen Vorsatztat rechtskräftig verurteilt worden ist; 
 

3. ein Drittstaatsangehöriger wegen Zuhälterei rechtskräftig verurteilt worden ist; 
 

4. ein Drittstaatsangehöriger wegen einer Wiederholungstat oder einer gerichtlich strafbaren Handlung im Sinne 
dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes rechtskräftig bestraft oder verurteilt 
worden ist; 
 

5. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren 
rechtskräftig verurteilt worden ist; 
 

6. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der Drittstaatsangehörige einer 
kriminellen Organisation (§ 278a StGB) oder einer terroristischen Vereinigung (§ 278b StGB) angehört oder 
angehört hat, terroristische Straftaten begeht oder begangen hat (§ 278c StGB), Terrorismus finanziert oder 
finanziert hat (§ 278d StGB) oder eine Person für terroristische Zwecke ausbildet oder sich ausbilden lässt (§ 
278e StGB) oder eine Person zur Begehung einer terroristischen Straftat anleitet oder angeleitet hat (§ 278f 
StGB); 
 

7. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der Drittstaatsangehörige durch sein 
Verhalten, insbesondere durch die öffentliche Beteiligung an Gewalttätigkeiten, durch den öffentlichen Aufruf 
zur Gewalt oder durch hetzerische Aufforderungen oder Aufreizungen, die nationale Sicherheit gefährdet oder 
 

8. ein Drittstaatsangehöriger öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften ein 
Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder 
terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht billigt oder dafür wirbt. 
 

(4) Die Frist des Einreiseverbotes beginnt mit Ablauf des Tages der Ausreise des Drittstaatsangehörigen. 
 

(5) Eine gemäß Abs. 3 maßgebliche Verurteilung liegt nicht vor, wenn sie bereits getilgt ist. § 73 StGB gilt. 
 

(6) Einer Verurteilung nach Abs. 3 Z 1, 2 und 5 ist eine von einem Gericht veranlasste Unterbringung in einer 
Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher gleichzuhalten, wenn die Tat unter Einfluss eines die 
Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Zustandes begangen wurde, der auf einer geistigen oder seelischen 
Abartigkeit von höherem Grad beruht." 
 

Die belangte Behörde hat das gegenständliche Einreiseverbot zutreffend auf § 53 Abs. 1 iVm. Abs. 3 Z 1 
gestützt, wurde der Beschwerdeführer doch mehrfach zu einer unbedingten Haftstrafe im Ausmaß von mehr als 
drei Monaten verurteilt. Begründet wurde das Einreiseverbot durch das BFA vor allem mit dem Umstand, dass 
der Beschwerdeführer auf Grund der von ihm begangenen Straftat und seines bisherigen Fehlverhaltens eine 
schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit darstellt. Letztlich liegt auch eine negative 
Gefährlichkeitsprognose vor. In diesem Zusammenhang wurde bereits im Rahmen der zu treffenden 
Rückkehrentscheidung dargelegt, dass im Fall des Beschwerdeführers von keiner positiven Zukunftsprognose 
auszugehen ist. Hier war noch einmal auf die in den Strafurteilen genannten erschwerenden Umstände zu 
verweisen, wonach der Beschwerdeführer innerhalb offener Probezeit rückfällig geworden ist, Faktenmehrheit 
und mehrfache Qualifikation vorliegt und er rasch rückfällig geworden ist. Wesentlich erscheint im vorliegenden 
Fall auch der Umstand, dass er sein strafrechtliches Verhalten gerade zu jenem Zeitpunkt gesetzt hat, wo sein 
Aufenthaltsstatus in Österreich geklärt war und ihm die Möglichkeit offen gestanden wäre, in Österreich 
dauerhaft aufhältig zu sein und hier einer legalen Beschäftigung nachzugehen. Eine positive Zukunftsprognose 
ist angesichts des noch längerem Verbleibs in Justizhaft und insbesondere angesichts der sogar in Justizhaft 
begangenen Straftaten nicht möglich. 
 

Auch die höchstgerichtliche Judikatur geht davon aus, dass die vom Beschwerdeführer zu verantwortende 
Suchtgiftkriminalität ein besonders verpöntes Verhalten darstellt und ein Indiz dafür ist, dass vom 
Beschwerdeführer eine schwere Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit ausgeht: 
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Angesichts des vom Fremden gesetzten Gesamtfehlverhaltens kann der Behörde aber nicht mit Erfolg 
entgegengetreten werden, wenn sie annahm, von ihm geht sogar eine tatsächliche, gegenwärtige und erhebliche 
Gefahr aus, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt. In diesem Zusammenhang ist auf den hohen 
Stellenwert hinzuweisen, der der Bekämpfung von - auch aus unionsrechtlicher Sicht besonders verpönten 
Suchtgiftkriminalität zukommt. 
 

Bei der Stellung der für jedes Einreiseverbot zu treffenden Gefährlichkeitsprognose - gleiches gilt auch für ein 
Aufenthaltsverbot - ist das Gesamt(fehl)verhalten des Fremden in Betracht zu ziehen und auf Grund konkreter 
Feststellungen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick auf welche Umstände die in § 53 Abs. 
3 FPG umschriebene Annahme gerechtfertigt ist. Bei dieser Beurteilung kommt es demnach nicht auf die bloße 
Tatsache der Verurteilung bzw. Bestrafung des Fremden, sondern auf das diesen zugrunde liegende 
Fehlverhalten, die Art und Schwere der zu Grunde liegenden Straftaten und auf das sich daraus ergebende 
Persönlichkeitsbild an (vgl. VwGH 19.02.2013, Zl. 2012/18/0230). 
 

Solche Gesichtspunkte, wie sie in einem Verfahren betreffend Rückkehrentscheidung und Einreiseverbot zu 
prüfen sind, insbesondere die Intensität der privaten und familiären Bindungen in Österreich, können nicht auf 
die bloße Beurteilung von Rechtsfragen reduziert werden (vgl. VwGH 07.11.2012, Zl. 2012/18/0057). 
 

Wie bereits zur Rechtmäßigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 4 Z 1 FPG iVm. § 11 Abs. 2 Z 1 
NAG ausgeführt und nunmehr ergänzt wurde wurde, begegnet die Auffassung der belangten Behörde, wonach 
durch das dargestellte persönliche Fehlverhalten des Beschwerdeführers die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
schwerwiegend gefährdet ist und im Fall des Beschwerdeführers zum gegenständlichen Zeitpunkt keine positive 
Zukunftsprognose getroffen werden kann, keinen Bedenken. 
 

Im Lichte des Lebensalters des Beschwerdeführers war jedoch die Dauer des erlassenen Einreiseverbotes zu 
reduzieren. Bei einer Höchstdauer des gegen den Beschwerdeführer zu verhängenden Einreiseverbotes von zehn 
Jahren, erscheint die Länge des Einreiseverbotes auf fünf Jahre zu verkürzen angemessen. Die Befristung des 
Einreiseverbotes stellt für den Beschwerdeführer eine Chance dar, nach erfolgter Ausreise und Ablauf der 
Befristung, wiederum in das österreichische Bundesgebiet einreisen und sich bei entsprechenden rechtlichen 
Voraussetzungen, auch wieder hier gemeinsam mit seinen Verwandten aufhalten zu dürfen. 
 

Wie bereits zur Frage der Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung ausführlich geprüft und festgestellt, sind seine 
familiären und privaten Anknüpfungspunkte in Österreich nicht in der Art und Weise vorhanden, dass sie einen 
Verbleib in Österreich rechtfertigen würden. Die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme verletzt im 
Fall des Beschwerdeführers demnach nicht Art. 8 EMRK. Es muss daher unter Berücksichtigung des in § 53 
Abs. 3 FPG genannten Tatbestandes ebenso davon ausgegangen werden, dass das öffentliche Interesse an 
Ordnung und Sicherheit seinem persönlichen Interesse an einem weiteren Verbleib in Österreich überwiegt. 
 

Unter Berücksichtigung aller genannten Umstände sowie in Ansehung des bisherigen Fehlverhaltens und des 
sich daraus ergebenden Persönlichkeitsbildes des Beschwerdeführers ist zum gegebenen Zeitpunkt von einer 
schwerwiegenden Gefahr für die öffentliche Ordnung auszugehen. Es kann daher der belangten Behörde nicht 
vorgeworfen werden, wenn sie im vorliegenden Fall über den Beschwerdeführer ein befristetes Einreiseverbot 
verhängt hat, wenn dieses auch aufgrund des Lebensalters des Beschwerdeführers zu verkürzen war. 
 

Zur Aberkennung der aufschiebenden Wirkung (Spruchpunkt IV. des angefochtenen Bescheides): 
 

Zur Aberkennung der aufschiebenden Wirkung ist auszuführen, dass das BFA einer Beschwerde gegen eine 
Rückkehrentscheidung gemäß § 18 Abs. 2 Z 1 BFA-VG die aufschiebende Wirkung aberkennen kann, wenn die 
sofortige Ausreise des Drittstaatsangehörigen im Interesse der öffentlichen Ordnung und Sicherheit erforderlich 
ist. 
 

Gemäß § 18 Abs. 5 BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde, der die aufschiebende 
Wirkung vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl aberkannt wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der 
Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung 
von Art 2 EMRK, Art 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für 
ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt 
im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
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Gemäß § 18 Abs. 6 BFA-VG steht ein Ablauf der Frist nach § 18 Abs. 5 BFA-VG der Zuerkennung der 
aufschiebenden Wirkung nicht entgegen. 
 

Im vorliegenden Fall waren keine Sachverhaltselemente erkennbar, welche eine Zuerkennung der 
aufschiebenden Wirkung an die gegenständliche Beschwerde hätten erforderlich erscheinen lassen. Ebenso 
wenig war zu erkennen, dass die Behörde die aufschiebende Wirkung in rechtswidriger Weise aberkannte. 
Weitergehende Erwägungen zu diesem Punkt können überdies aufgrund der gefällten Sachentscheidung 
unterblieben. 
 

3.3. Entfall der Verhandlungspflicht: 
 

Gemäß § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der 
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen 
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 24 VwGVG. 
 

Gemäß § 24 Abs. 1 des VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, 
von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen. 
 

Nach § 24 Abs. 4 VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das 
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen 
lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem 
Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. 
Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. 
 

Gemäß Art. 47 Abs. 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (2010/C 83/02) - folgend: GRC - hat 
jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden sind, das Recht, 
nach Maßgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen wirksamen 
Rechtsbehelf einzulegen. Zufolge Abs. 2 leg.cit. hat jede Person ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem 
unabhängigen, unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich 
und innerhalb angemessener Frist verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, verteidigen und vertreten 
lassen. 
 

Nach Art. 52 Abs. 1 GRC muss jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und 
Freiheiten gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter 
Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorgenommen werden, wenn sie 
notwendig sind und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den 
Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen. 
 

Zur Frage der Verhandlungspflicht brachte der Verfassungsgerichtshof etwa in seinem Erkenntnis vom 
14.03.2012, Zl. U 466/11 ua. zum Ausdruck, er hege vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des EGMR (zur 
Zulässigkeit des Unterbleibens einer mündlichen Verhandlung) weder Bedenken ob der Verfassungsmäßigkeit 
des § 41 Abs. 7 AsylG 2005 noch könne er finden, dass der Asylgerichtshof der Bestimmung durch das Absehen 
von der Verhandlung einen verfassungswidrigen Inhalt unterstellt habe. Das Unterbleiben einer mündlichen 
Verhandlung in Fällen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt 
erscheine oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergebe, dass das Vorbringen tatsachenwidrig sei, stehe im 
Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC, wenn zuvor bereits ein Verwaltungsverfahren stattgefunden habe, in dessen 
Rahmen Parteiengehör gewährt worden sei. 
 

Der VwGH hat sich mit Erkenntnis vom 28.05.2014, Zl. Ra 2014/20/0017, mit der Frage des Entfalls einer 
mündlichen Verhandlung unter Auslegung des § 21 Abs. 7 BFA-VG befasst, wobei dem Grunde nach die zuvor 
zitierte Judikaturlinie der Höchstgerichte beibehalten wird. Daraus resultierend ergeben sich für die Auslegung 
des § 21 Abs. 7 BFA-VG folgende maßgeblichen Kriterien: Der für die rechtliche Beurteilung 
entscheidungswesentliche Sachverhalt muss von der Verwaltungsbehörde vollständig in einem 
ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung 
des BVwG immer noch die gesetzlich gebotene Aktualität und Vollständigkeit aufweisen. Die 
Verwaltungsbehörde muss die die entscheidungsmaßgeblichen Feststellungen tragende Beweiswürdigung in 
gesetzmäßiger Weise offen gelegt haben und das BVwG diese tragenden Erwägungen der 
verwaltungsbehördlichen Beweiswürdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behördlichen 
Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder darüber hinausgehender für die Beurteilung relevanter 
Sachverhalt behauptet werden, wobei bloß unsubstantiiertes Bestreiten ebenso außer Betracht bleibt wie ein 
Vorbringen, das gegen das in § 20 BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot verstößt. 
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Projiziert auf den vorliegenden Beschwerdefall bedeutet dies, dass aus dem Akteninhalt des Verwaltungsaktes 
die Grundlage des bekämpften Bescheides unzweifelhaft nachvollziehbar ist. Es hat sich auch in der Beschwerde 
kein zusätzlicher Hinweis auf die Notwendigkeit ergeben, den maßgeblichen Sachverhalt mit dem 
Beschwerdeführer zu erörtern bzw. weitere Ermittlungen durchzuführen. 
 

In der Beschwerde finden sich auch keine Hinweise, wonach eine weitere mündliche Verhandlung notwendig ist, 
zumal sich dort - wie hinreichend dargelegt - keine substantiierten Ausführungen finden, die dies erforderlich 
machen würden. In der Beschwerde werden im Wesentlichen Umstände zur familiären Situation dargelegt, die 
jedoch - wie dargelegt - an der Entscheidung des BFA im Ergebnis nichts ändern können. Auch die dargelegte 
Möglichkeit der Aufnahme einer legalen Beschäftigung bei seinem ehemaligen Arbeitgeber im Falle der 
gesetzlichen Voraussetzungen wurde entsprechend berücksichtigt. 
 

Dem Bundesverwaltungsgericht liegt sohin kein Beschwerdevorbringen vor, das mit dem Beschwerdeführer 
mündlich zu erörtern gewesen wäre, sodass die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem 
Bundesverwaltungsgericht unterbleiben konnte. 
 

Es ist somit spruchgemäß zu entscheiden. 
 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung, 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. 
 

Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. 
 

Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen. Die maßgebliche Rechtsprechung 
wurde bei den Erwägungen zu 

A) wiedergegeben. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
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